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(Nr. 13803.) Verordnung über die Haushaltsführung der Gemeinden und Gemeindeverbände (Gemeinde⸗ 
finanzverordnung). Vom 2. November 1932. 
Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der Haushalte von Ländern 
und Gemeinden vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 453) wird folgendes verordnet: 


Artikel J. 
Haushaltsweſen. 


8 1. 

(1) In Gemeinden und Gemeindeverbänden iſt für jedes Rechnungsjahr nach Maßgabe 5 
folgenden Vorſchriften und der Beſtimmungen der Finanzordnung ein Haushaltsplan feſtzuſtellen, 
der die innerhalb des Rechnungsjahrs vorausſichtlich eingehenden Einnahmen und vorausſichtlich 
erforderlich werdenden Ausgaben, nach Zweckbeſtimmung und Anſatz getrennt, zum Ausgleich zu 
bringen hat. 

(2) Das Rechnungsjahr beginnt mit dem 1. April und ſchließt mit dem 31. März. Es wird 
benannt nach dem Kalenderjahr, in dem es beginnt. 


Abſchnitt 1. 
Aufſtellung des Haushaltsplans. 


8.2. 

() Der Entwurf des Haushaltsplans wird von dem Gemeindevorſtand aufgeſtellt und der 
Vertretungskörperſchaft rechtzeitig vor Beginn des Rechnungsjahrs mit einem Begleitbericht über 
die Verwaltung und den Stand der Gemeindeangelegenheiten und den erforderlichen Erläuterungen 
zugeleitet. Der Gemeindevorſtand darf in den Entwurf nur ſolche Ausgaben aufnehmen, die für 
die Aufrechterhaltung der Verwaltung ſowie zur Erfüllung der rechtlichen Verpflichtungen und 
der Aufgaben der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) notwendig ſind. 

(2) Beſteht der Gemeindevorſtand aus mehreren Perſonen, jo kann der Vorſitzende (in den 
Provinzial⸗ und Bezirksverbänden der Landeshauptmann) gegen Beſchlüſſe, durch die gegen feine 
Stimme Ausgaben eingeſetzt oder Ausgabeanſätze und Einnahmeſchätzungen erhöht werden, Wider⸗ 
ſpruch erheben, ſoweit er infolge dieſer Beſchlüſſe den Ausgleich des Haushaltsplans nicht mehr 
für geſichert hält. Der Widerſpruch hat die Wirkung, daß der Anſatz der Ausgaben oder die Rn 
von Ausgabeanſätzen und Einnahmeſchätzungen unterbleibt. 


838. 
(1) Der Entwurf des Haushaltsplans iſt zwei Wochen lang öffentlich auszulegen; Zeit und 
Ort der Auslegung ſind rechtzeitig vorher ortsüblich bekanntzumachen. Wahlberechtigten An⸗ 
gehörigen der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) iſt auf Verlangen eine Abſchrift des Entwurfs 
gegen Erſtattung der Koſten zu überlaſſen. 
(2), Eine Ausfertigung des Entwurfs iſt gleichzeitig mit dem Beginne der Me Aus⸗ 
legung der Aufſichtsbehörde vorzulegen. 
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Abſchnitt 2. 
Feſtſtellung des Haushaltsplans. 


0 Der Haushaltsplan iſt von der Vertretungskörperſchaft, in Stadtgemeinden mit Magiſtrats⸗ 
verfaſſung durch Gemeindebeſchluß nach Vorberatung durch einen Ausſchuß vor Beginn des 
Rechnungsjahrs feſtzuſtellen. Gleichzeitig mit der Feſtſtellung des Haushaltsplans iſt über die 
Höhe der Steuer- (Umlage-) Sätze, die für das Rechnungsjahr erhoben werden ſollen, über die 
ſonſtigen jährlich feſtzuſetzenden Abgaben ſowie über die Höhe der Kaſſenkredite Beſchluß zu faſſen, 
die der Gemeindevorſtand für das Rechnungsjahr aufnehmen darf. 

(8) Gegen die Erhöhung von Ausgabeanſätzen und Einnahmeſchätzungen ſowie die Einſtellung 
neuer Ausgaben durch die Vertretungskörperſchaft kann der Gemeindevorſtand Widerſpruch erheben, 
ſoweit ker infolge dieſer Beſchlüſſe den Ausgleich des Haushaltsplans nicht mehr für geſichert hält. 
Der Widerſpruch hat die Wirkung, daß die Erhöhung der Ausgabe- oder Einnahmeſätze oder die 
neuen Ausgaben nicht in den Haushaltsplan aufgenommen werden dürfen. 

(8) Beſteht der Gemeindevorſtand aus mehreren Perſonen und macht er von dem Rechte des 
Widerſpruchs (Abſ. 2) keinen Gebrauch, ſo gelten die Vorſchriften des Abſ. 2 auch für den Vor⸗ 
ſitzenden, in Provinzial⸗ (Bezirks⸗) Verbänden für den Landeshauptmann. 


8 5. 

() Wird der Haushaltsplan nicht bis zum 31. Mai des Rechnungsjahrs feſtgeſtellt, jo hat 
ihn der Gemeindevorſtand unverzüglich feſtzuſtellen und, ſoweit erforderlich, über die Höhe der 
Steuer- (Umlage,) Sätze, über die ſonſtigen jährlich feſtzuſetzenden Abgaben ſowie über die Höhe 
der Kaſſenkredite Beſchluß zu faſſen, die er für das Rechnungsjahr aufnehmen darf. § 2 Abſ. 2 
findet entſprechende Anwendung. i 

) Lehnt es der Gemeindevorſtand ab, die nach Abſ. 1 erforderlichen Beſchlüſſe zu faſſen, oder 
faßt er dieſe Beſchlüſſe nicht bis zum 30. Juni des Rechnungsjahrs, ſo können ſie von der 
Aufſichtsbehörde gefaßt werden. Dies gilt, wenn der Gemeindevorſtand aus mehreren Perſonen 
beſteht, nur dann, wenn auch der Vorſitzende, in Provinzial» (Bezirks-) Verbänden der Landeshaupt⸗ 
mann, die Beſchlußfaſſung ablehnt oder die erforderlichen Beſchlüſſe bis zum 10. Juli des 
Rechnungsjahrs nicht faßt. 


8 6. 
ze) Für die Auslegung des Haushaltsplans, für die Überlaſſung von Abſchriften und die 
Überſendung des Haushaltsplans an die Aufſichtsbehörde gilt § 3 entſprechend. 8 
Sa 2) In ‚PBrobinztal- (Bezirks-) Verbänden und Kreiſen ift der Haushaltsplan auszugsweiſe 
durch die Amtsblätter oder in der ſonſt für die Veröffentlichung von Beſchlüſſen des Provinzial⸗ 
(Kommunal) Landtags und Kreistags vorgeſehenen Form zu veröffentlichen. 


a SR 
Solange der Haushaltsplan nicht feſtgeſtellt iſt, hat der Gemeindevorſtand 

> Pur die Ausgaben zu leiſten, die erforderlich find, um die Gemeindeverwaltung und die 

beſtehenden Gemeindeeinrichtungen in geordnetem Gange zu erhalten und die der Gemeinde 

ES (dem Gemeindeverband) obliegenden rechtlichen Verpflichtungen und ſonſtigen not» 

wendigen Aufgaben bei ſparſamer Wirtſchaftsführung zu erfüllen, 
2. die Einnahmen, insbeſondere die öffentlichen Abgaben jeder Art, letztere nach den Sätzen 
des Vorjahrs, fortzuerheben, ſoweit das Reichs- und Landesrecht nichts anderes beſtimmt. 


198, znogohn 88. 

() Zeigt ſich im Laufe des Rechnungsjahrs, daß der im Haushaltsplan vorgeſehene Ausgleich 
der Einnahmen und Ausgaben in erheblichem Umfange nicht verwirklicht werden wird, ſo ſind 
unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung des Haushalts zu ergreifen. Dabei 
iſt in erſter Linie auf eine Senkung der Ausgaben Bedacht zu nehmen. Erſtrecken ſich die im 
Laufe des Rechnungsjahrs eintretenden Veränderungen bei den Einnahmen und Ausgaben oder 
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die zur Sicherung des Haushaltsausgleichs erforderlichen Maßnahmen auf eine größere Anzahl 
von Einzelpoſitionen des Haushalts, ſo iſt der Ausgleich im Rahmen eines „ 
plans ſicherzuſtellen. 
(2) Für den Entwurf und die Feſtſtellung des Nachtragshaushaltsplans gelten die Vorſchriften 
der SS 2 bis 6 entſprechend. 
89. 


(1) Bei der Beratung des Haushaltsplans und nach feiner Feitftellung Hirten Anträge, die 
zu einer Mehrausgabe oder Mindereinnahme gegenüber den Anſätzen des Haushaltsplanentwurfs 
bzw. des feſtgeſtellten Haushaltsplans führen würden, in der Vertretungskörperſchaft und in dem 
aus mehreren Perſonen beſtehenden Gemeindevorſtande nur erörtert werden, wenn ihnen gleich⸗ 
zeitig ein Vorſchlag über die Deckung der dadurch entſtehenden Mehrausgaben oder Minder 
einnahmen beigefügt iſt, der nach dem geltenden Reichs- und Landesrecht rechtlich zuläſſig iſt 
und eine wirkliche Deckung enthält. Beim Fehlen eines Haushaltsplans gilt entſprechendes für 
Anträge auf Mehrausgaben oder Mindereinnahmen gegenüber den von dem Gemeindevorſtand 
in Ausführung des $ 7 getroffenen Maßnahmen. 

(2) Auf Beſchlüſſe, die nach Feſtſtellung des Haushaltsplans den Sauspaltsausgleidh gefährden, 
finden die Vorſchriften des 8 2 Abſ. 2, § 4 Abſ. 2 und 3 entſprechende Anwendung. 


Abſchnitt 3. 
Ausführung des . 
§ 10. 
9) Der Haushalt der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) iſt von dem Gemeindevorſtande 
nach dem Haushaltsplane zu führen. 

(2) Die Ausgabemittel dürfen, ſoweit nicht ausdrücklich anders beſtimmt iſt, nur zu dem im 
Haushaltsplan bezeichneten Zwecke, ſolange und ſoweit dieſer dauert, und nur, innerhalb des 
Rechnungsjahrs nach den Grundſätzen wirtſchaftlicher und ſparſamer Verwaltung, verwendet, werden. 
Außerordentliche Ausgaben dürfen erſt geleiſtet werden, wenn die zu ihrer dener een 
außerordentlichen Einnahmen beſchafft ſind. och? stirtgr 

§ 11. 


Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben ſowie Maßnahmen, duch hie e Verbindlich 
keiten der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) entſtehen können, für die Mittel im Haushaltsplan 
nicht vorgeſehen find, bedürfen der Zuſtimmung der Vertretungskörperſchaft. Das, gleiche gilt für 
Haushaltsvorgriffe. Ausnahmen ſind nur zuläſſig, wenn andernfalls geſetzliche Verpflichtungen. der 
Gemeinde (des Gemeindeverbandes) oder zur ordnungsmäßigen Erfüllung der, Gemeindeaufgaben 
notwendige Maßnahmen, die ohne Wee e des gemeinen Wohles einen Auffchub nicht, dulden, 
nicht rechtzeitig erfüllt werden können. In dieſen Fällen ift in der auf den 30. September und 
31. März jeden Rechnungsjahrs folgenden Sitzung der Vertretungskörperſchaft ihre Genehmigung 
einzuholen. Auf jeden Fall ift vor der Leiſtung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Ausgaben 
und bei Haushaltsvorgriffen die Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes 5 


§ 12. ER 

(1) Erkennt ein Beamter, daß die durch den Haushaltsplan bewilligten Mittel trotz ſparſamer 
Wirtſchaftsführung zur Deckung der unabweisbaren Bedürfniſſe des Haushalts nicht, ausreichen, 
ſo hat er die Bewilligung weiterer Mittel und gegebenenfalls die Zuſtimmung der, zuständigen 
Organe der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) zu einer Haushaltsüberſchreitung, herbeizuführen. 
Ordnet er entgegen dieſer Vorſchrift eine Zahlung an oder trifft er eine Maßnahme, durch welche 
eine ſolche Zahlung unvermeidlich wird, und erkennt er oder muß er erkennen, daß durch die Zahlung 
oder Maßnahme eine Haushaltsüberſchreitung (8.11) ſpäter unvermeidlich wird, jo haftet er der 
Gemeinde (dem Gemeindeverbande) für die von ihm veranlaßte Zahlung oder Maßnahme in gleicher 
Weiſe wie für eine Haushaltsüberſchreitung (Abſ. 2). 

(2) Wenn ein Beamter ſchuldhaft entgegen der Vorſchrift des § 11 eine Zahlung anweiſt oder 
eine Maßnahme anordnet, zu der die Gemeinde (der Gemeindeverband) rechtlich nicht verpflichtet iſt, 
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ſo iſt er der Gemeinde (dem Gemeindeverbande) zum Schadenserſatz verpflichtet, es ſei denn, daß 
er zur Abwendung einer nicht vorausſehbaren dringenden Gefahr für die Gemeinde (den Gemeinde⸗ 
verband) ſofort handeln mußte, hierbei nicht über das durch die Notlage gebotene Maß hinaus⸗ 
gegangen iſt und dem Gemeindevorſtande mit dem Antrag auf Genehmigung unverzüglich Anzeige 
erſtattet. 
Artikel II. 
Kaſſenweſen. 
§ 13. 

Über die Einrichtung und den Aufbau der Kaſſen, den Zahlungsverkehr und die Buchführung 
in den Kaſſen ſowie über die Kaſſenprüfungen iſt in der Finanzordnung der Gemeinde (des Ge⸗ 
meindeverbandes) Beſtimmung zu treffen. 

§ 14. 

() Die Kaſſen der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) find monatlich mindeſtens einmal 
ordentlich und jährlich mindeſtens zweimal unvermutet zu prüfen. Von der Vornahme ordentlicher 
Kaſſenprüfungen kann abgeſehen werden, wenn die dauernde Beaufſichtigung der Kaſſen durch ein 
beſondere Dienſtſtelle (Prüfungsamt) ſichergeſtellt iſt. . 

(2) Von den ordentlichen Prüfungen iſt den von der Vertretungskörperſchaft hierfür beſtimmten 
Mitgliedern, von den unvermuteten Prüfungen dem Vorſitzenden der Vertretungskörperſchaft oder 
zwei hierfür beſtimmten Mitgliedern mit dem Anheimgeben der Teilnahme Kenntnis zu geben. 


Artikel III. 


Rechnungsweſen. 
§ 15. 

(J) Nach Abſchluß des Rechnungsjahrs iſt über alle Haushaltseinnahmen und Haushalts⸗ 
ausgaben Rechnung zu legen. Die Jahresrechnung iſt ſpäteſtens drei Monate nach Abſchluß des 
Rechnungsjahrs dem Gemeindevorſtande zuzuleiten und von ihm alsbald einem Ausſchuſſe der 
Vertretungskörperſchaft zur Prüfung vorzulegen. Die Feſtſtellung der Jahresrechnung durch die 
Vertretungskörperſchaft und die Entlaſtung müſſen ſpäteſtens bis zum 31. Dezember des neuen 
Rechnungsjahrs erfolgt ſein. 

(2) S 6 findet entſprechende Anwendung. 

§ 16. 

Bleibt in einem Rechnungsjahr im ordentlichen Haushalt der Geſamtbetrag der Einnahmen 
hinter dem Geſamtbetrage der Ausgaben zurück, ſo iſt der Fehlbetrag ſpäteſtens in den Haushalts⸗ 
plan für das zweitnächſte Rechnungsjahr als ordentliche Ausgabe einzuſtellen. Ein Überſchuß in 
der Jahresrechnung des ordentlichen Haushalts iſt in erſter Linie zur Deckung von Fehlbeträgen 
aus Vorjahren und zur Tilgung kurzfriſtiger Schulden zu verwenden. Der Zweck, zu dem der 
Überſchuß zu verwenden tft, iſt in der Jahresrechnung feſtzuſtellen. 


8 17. 

() In Gemeinden und Gemeindeverbänden mit mehr als 25 000 Einwohnern iſt zur Vor⸗ 
nahme der örtlichen Rechnungsprüfung eine beſondere Verwaltungsſtelle (Rechnungsprüfungsamt) 
einzurichten. 

(2) In Stadtgemeinden, Flecken, Amtern und größeren Landgemeinden, die ein eigenes 
Rechnungsprüfungsamt nicht haben, erfolgt die örtliche Rechnungsprüfung durch den überörtlichen 
Prüfungsverband (§ 18). f 

(3) Im übrigen erfolgt die örtliche Rechnungsprüfung durch den Landrat als Vorſitzenden 
des Kreisausſchuſſes. 

(4) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 gelten nicht für Zweckverbände und Samtgemeinden. 


8 18. 
Jede Gemeinde (jeder Gemeindeverband) muß Mitglied eines überörtlichen Prüfungs⸗ 
verbandes ſein. Sie iſt verpflichtet, ſich durch dieſen einer regelmäßigen Prüfung ihres Haus⸗ 
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halts⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens zu unterziehen. Stadtgemeinden, Flecken, größere Land⸗ 
gemeinden und Gemeindeverbände ſollen ferner alsbald und in regelmäßigen Zeitabſtänden ihre 
Verwaltung, Unternehmungen und Betriebe, ſoweit deren Prüfung nicht nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften des Kapitels VIII Fünfter Teil der Dritten Verordnung des Reichspräſidenten zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen vom 
6. Oktober 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 537) erfolgt, auf ihre Wirtſchaftlichkeit und auf die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Organiſation durch geeignete überörtliche Prüfungsſtellen nachprüfen laſſen. 


§ 19. 

Über die dienſtlichen Verhältniſſe des Rechnungsprüfungsamts und ſeiner Beamten, über 
die Anerkennung und die Einrichtung der Prüfungsverbände und Prüfungsſtellen erlaſſen der 
Miniſter des Innern und der Finanzminiſter Durchführungsbeſtimmungen, wobei zur Sicherung 
der Unabhängigkeit von den geltenden Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungs- und Dienſtſtrafrechts 
abgewichen werden kann. 


Artikel IV. 
Finanzordnung der Gemeinden (Gemeindeverbände). 
8 20. 


(1) In jeder Gemeinde (jedem Gemeindeverband) iſt durch Satzung eine Finanzordnung über 
das Haushalts-, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen feſtzuſtellen, deren Erlaß, Anderung und Aufhebung 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde bedarf. 

(2) Kommt eine Finanzordnung in Gemeinden (Gemeindeverbänden) innerhalb einer von 
dem Miniſter des Innern feſtzuſetzenden Friſt nicht zuſtande, ſo ſtellt der Gemeindevorſtand die 
Finanzordnung feſt. Lehnt der Gemeindevorſtand es ab, ſie feſtzuſtellen, oder ſtellt er ſie nicht 
innerhalb weiterer zwei Wochen feſt, jo wird fie von der Auffichtsbehörde feſtgeſtellt. Dies gilt, 
wenn der Gemeindevorſtand aus mehreren Perſonen beſteht, nur dann, wenn auch der Vorſitzende, 
in Provinzial⸗ (Bezirks-) Verbänden der Landeshauptmann, die Feſtſtellung ablehnt oder die 
Finanzordnung nicht innerhalb einer weiteren Woche feſtſtellt. 


§ 21. 

Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter können eine Muſterhaushalts⸗ und eine 
Muſterrechnungsordnung ſowie Grundſätze für das Kaſſenweſen der Gemeinden (Gemeindever⸗ 
bände) aufſtellen. 

Artikel V. 


Vereinfachung der Beſchlußfaſſung in Stadtgemeinden, Flecken, 
Landgemeinden und Ämtern. 
§ 22. 

(1) In Stadtgemeinden, Flecken, Landgemeinden und Amtern kann die Vertretungskörper⸗ 
ſchaft ihre Beſchlußzuſtändigkeit für beſtimmte Geſchäftszweige oder für die Erledigung einzelner 
Geſchäfte auf beſtimmte Zeit oder mit dem Rechte jederzeitigen Widerrufs auf unbeſtimmte Zeit 
beſchließenden Ausſchüſſen übertragen, die ſie aus ihrer Mitte wählt. Dieſe Ausſchüſſe beſchließen 
in den ihnen übertragenen Angelegenheiten endgültig an Stelle der Vertretungskörperſchaft. 

(2) Über die Zahl der Mitglieder und die Geſchäftsordnung dieſer Ausſchüſſe beſchließt die 
Gemeinde (der Gemeindeverband). 

(3) Auf die Mitglieder der beſchließenden Ausſchüſſe finden die Vorſchriften über die Mit⸗ 
glieder der Vertretungskörperſchaft entſprechende Anwendung. 

(4) Die Sitzungen der beſchließenden Ausſchüſſe ſind nicht öffentlich. 

§ 23. 

Durch Beſchluß der Vertretungskörperſchaft, in Städten mit Magiſtratsverfaſſung durch 
Gemeindebeſchluß, kann die Beſchlußfaſſung über Angelegenheiten von Betrieben in einer von den 
ſonſtigen Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungsrechts abweichenden Weiſe dadurch beweglicher 
geſtaltet werden, daß die Beſchlußfaſſung an Stelle der verfaſſungsmäßig berufenen Beſchlußorgane 
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einem aus Mitgliedern dieſer Organe zu bildenden beſchließenden Ausſchuß übertragen wird. Der 
Gemeindevorſtand, bei einem aus mehreren Perſonen beſtehenden Gemeindevorſtande deſſen Vor⸗ 
ſitzender, iſt berechtigt, ein Drittel der Mitglieder des Ausſchuſſes aus wirtſchaftlichen und techniſchen 
Sachverſtändigen, die zur Vertretungskörperſchaft wählbar ſind, zu berufen. 


Artikel VI. 


Erſatzbeſchlußfaſſung. 
§ 24. 
(1) An die Stelle des § 1 Abſ. 1 Kapitel 1 Vierter Teil der Verordnung vom 12. September 
1931 (Geſetzſamml. S. 179) treten folgende Vorſchriften: 

() Faßt die Vertretungskörperſchaft einen zur Sicherung einer geordneten und 
ſparſamen Haushaltsführung notwendigen Beſchluß nicht innerhalb der von dem Ge⸗ 
meindevorſtande zu ſtellenden Friſt, ſo beſchließt an ihrer Stelle der Gemeindevorſtand. 
Lehnt ein aus mehreren Perſonen beſtehender Gemeindevorſtand die Beſchlußfaſſung ab 
oder faßt er den Beſchluß nicht innerhalb der von dem Vorſitzenden, in Provinzial⸗ 
(Bezirks⸗) Verbänden dem Landeshauptmanne, zu ſtellenden Friſt, jo tritt an ſeine Stelle 
der Vorſitzende, in Provinzial⸗(Bezirks⸗) Verbänden der Landeshauptmann. 

(2) Iſt eine Angelegenheit durch Erſatzbeſchluß geregelt, jo iſt ein Beſchluß des 
Organs der Gemeinde (des Gemeindeverbandes), deſſen Beſchluß erſetzt worden iſt, über 

die gleiche Angelegenheit nicht mehr zuläſſig. a 
(2) Abſ. 2 und 3 des § 1 Kapitel I Vierter Teil der Verordnung vom 12. September 1931 
(Geſetzſamml. S. 179) werden Abſ. 3 und 4 mit der Maßgabe, daß im Abſ. 4 die Worte „Abſ. 2“ 
durch „Abſ. 3“ erſetzt werden. 


Artikel VII. 
Sondervorſchriften für die rheiniſchen und weſtfäliſchen Amter. 
8 25. 


Bei der Aufſtellung des Haushaltsplans und der Jahresrechnung ſowie bei der Verwaltung 
und Beaufſichtigung des Rechnungs- und Kaſſenweſens der Landgemeinden in der Rheinprovinz 
und in der Provinz Weſtfalen wirkt der Bürgermeiſter des Amtes in dem Umfange mit, wie es 
gemäß SS 46, 48 und 49 der Landgemeindeordnung für die Provinz Weſtfalen vorgeſehen war. 


Artikel VIII. 
Schlußvorſchriften. 
§ 26. 
() Gemeinden im Sinne dieſer Verordnung ſind die Stadt- und Landgemeinden, Flecken und 
Köge im Kreiſe Dithmarſchen, Gemeindeverbände die Provinzial-(Bezirks⸗) Verbände, der Landes⸗ 
kommunalverband der hohenzolleriſchen Lande, der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, die 
Kreiſe, Amter, Kirchſpielslandgemeinden, Zweckverbände und Samtgemeinden im Gebiet des 
Geſetzes, die Landgemeinden betreffend, vom 28. April 1859 (Hann. Geſetzſamml. S. 393). 
(2) Gemeindevorſtand im Sinne dieſer Verordnung iſt 
a) in Stadtgemeinden mit Magiſtratsverfaſſung der Magiſtrat, in der Stadtgemeinde Berlin 
in den Fällen der SS 2, 4, 5, 9, 15, 20 und 24 der Magiſtrat, im übrigen der Ober⸗ 
bürgermeiſter, in den übrigen Stadtgemeinden der Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter), 
b) in Landgemeinden und Kögen der Gemeindevorſteher, 
e) in Flecken der Bürgermeiſter (Gemeinde-, Fleckenvorſteher), 
d) in Provinzial» (Bezirks-) Verbänden der Provinzial- (Landes-) Ausſchuß, 
e) im Landeskommunalverband der hohenzolleriſchen Lande der Landesausſchuß, 
f) im Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk der Verbandsausſchuß, 
g) in Kreiſen der Kreisausſchuß, 
h) in Amtern der Bürgermeiſter, 
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i) in Kirchſpielslandgemeinden der Kirchſpielslandgemeindevorſteher, 
j) in Zweckverbänden der Verbandsvorſteher, dar 
k) in Samtgemeinden der Vorſteher. 
§ 27. 8 
Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter erlaſſen die Durchführungs⸗ und Aus- 
führungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung. Sie können dabei Ausnahmen von den Vorſchriften 
der 88 1, 2, 4, 15 und 18 inſofern vorſehen, als 
1. in kleinen Gemeinden an Stelle des Rechnungsjahrs ein längerer Zeitraum und 
allgemein für beſtimmte Verwaltungszweige eine abweichende Feſtſetzung des Rechnungs⸗ 
jahrs zugelaſſen werden kann (§ 1), 
2. von dem Erfordernis eines Begleitberichts zum Entwurf des Haushaltsplans ($ 2) und 
der Vorberatung des Haushaltsplans ſowie der Jahresrechnung durch den Ausſchuß 
(SS 4, 15) abgeſehen werden kann, 
3. die im $ 15 enthaltenen Friſten hinausgeſchoben werden können, ſoweit die Größe der 
Gemeinde (des Gemeindeverbandes) dies erfordert, 
4. kleine Gemeinden von der Zugehörigkeit zu einem überörtlichen Prüfungsverbande befreit 
werden können ($ 18). 
§ 28. 
Für die Dauer der Geltung dieſer Verordnung ſind entgegenſtehende Vorſchriften nicht 
anzuwenden. | 
§ 29. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verfündung in Kraft. 


Berlin, den 2. November 1932. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten Der Finanzminiſter. 
und den Miniſter des Innern: Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 
Bracht. Popitz. 


(Nr. 13804.) Verordnung über die Aufſtellung von Stellenplänen in Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbänden. Vom 2. November 1932. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der Haushalte von Ländern 
und Gemeinden vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 453) wird folgendes verordnet: 


8 1. 

(1) In Gemeinden und Gemeindeverbänden, in denen hauptamtliche beſoldete Beamte und 
Angeſtellte angeſtellt ſind, iſt von dem Gemeindevorſtand ein Stellenplan zu entwerfen und nach 
Anhörung der Vertretungskörperſchaft feſtzuſtellen. Der Stellenplan hat die in der Verwaltung 
vorhandenen Stellen, gegliedert nach Art und Beſoldungs- (Vergütungs-) Gruppe, nachzuweiſen. 
Dem tatſächlichen Beſtand iſt der vorausſichtlich endgültig erforderliche Beſtand gegenüberzuſtellen. 
Die danach nicht endgültig erforderlichen Stellen ſind als künftig wegfallend zu bezeichnen mit der 
Wirkung, daß dieſe Stellen im Falle ihres Freiwerdens nicht wieder beſetzt werden dürfen. 


(2) Die Vertretungskörperſchaft tft nicht berechtigt, den Stellenplan zu ändern. 


8 f N 52, 
00) Der Stellenplan iſt alsbald nach ſeiner Feſtſtellung der Aufſichtsbehörde vorzulegen. Das 
gleiche gilt für Beſchlüſſe über Anderungen des Stellenplans. 
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() Die Aufſichtsbehörde kann mit Zuſtimmung der Beſchlußbehörde in Fällen, in denen im 
Stellenplan eine hinreichende Verminderung der Stellenzahl nicht vorgeſehen iſt, weitere Stellen 
als künftig wegfallend bezeichnen, ſoweit durch den Wegfall der Stellen der geordnete Gang der 
Verwaltung nicht beeinträchtigt wird. Für die von der Aufſichtsbehörde als künftig wegfallend 
bezeichneten Stellen gilt die Vorſchrift des § 1 Abſ. 1 letzter Satz entſprechend. 


83. 

() Bei der Aufſtellung des Haushaltsplans darf der Gemeindevorſtand nur diejenigen 
Beſoldungsmittel in den Entwurf einſetzen, die ſich nach dem tatſächlichen Bedarf bei Zugrunde⸗ 
legung des Stellenplans, der Beſoldungsordnung, der Anſtellungsverträge und etwaiger beſonderer 
Gemeindebeſchlüſſe ergeben. 

(2) Die Vertretungskörperſchaft iſt nicht berechtigt, die Haushaltsanſätze für die Beſoldungs⸗ 
mittel zu ändern. 

ö A, 

Die im Stellenplan vorgeſehenen Beamtenſtellen dürfen, ſoweit das dienſtliche Bedürfnis 
es zuläßt, auch mit Beamten einer niedrigeren Beſoldungsgruppe derſelben oder einer gleich⸗ 
wertigen Laufbahn beſetzt werden. Entſprechendes gilt für die Beſetzung von Angeſtelltenſtellen. 


ö 8 5. f 
8 26 der Verordnung über die Haushaltsführung der Gemeinden und Gemeindeverbände 
(Gemeindefinanzverordnung) vom 2. November 1932 (Geſetzſamml. S. 341) ſowie § 1 Abſ. 1 
Satz 2 und Abſ. 2 Kapitel I Vierter Teil der Verordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. 
S. 179) in der Faſſung des § 24 Artikel VI der Verordnung über die Haushaltsführung der 
Gemeinden und Gemeindeverbände (Gemeindefinanzverordnung) vom 2. November 1932 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 341) finden entſprechende Anwendung. 


9 6. 
Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter erlaſſen die Durchführungs⸗ und Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung. 


§ 7. 
Für die Dauer der Geltung dieſer Verordnung find entgegenſtehende Vorſchriften nicht 
anzuwenden. 
8 8. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 2. November 1932. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten Der Finanzminiſter. 
und den Miniſter des Innern: Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 
Bracht. d Popitz. 
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